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Paragrafenauszüge (aus VVG und ZPO)

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen

(1) Versicherte Sachen
Versichert sind die im Kauf-, Miet- oder Service-/Schutz-
vertrag beziehungsweise im Versicherungsvertrag be-
zeichneten elektrotechnischen und elektronischen An-
lagen und Geräte.

(2) Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind

a) Wechseldatenträger;

b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und
Arbeitsmittel;

c) Werkzeuge aller Art;

d) sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versi-
cherten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewech-
selt werden müssen.

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und
Schäden

(1) Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorherge-
sehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen
von versicherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhan-
denkommen versicherter Sachen durch Diebstahl, Ein-
bruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungs-
nehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig
vorhergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb
ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätten
vorhersehen können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit
schadet und diese den Versicherer dazu berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen.
Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschä-
den durch

a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz
Dritter;

b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;

c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung;

d) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz ei-
nes Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung sowie
Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen oder Implosion;

e) Wasser, Feuchtigkeit;

f) Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung.

(2) Entschädigung für elektronische Bauelemente
Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile)
der versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine ver-
sicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine Aus-
tauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise auszutau-
schende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt
eingewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so
genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der
Schaden auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von
außen zurückzuführen ist.
Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird
jedoch Entschädigung geleistet.

(3) Entschädigung für Röhren und Zwischenbildträger
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, leistet der Ver-
sicherer Entschädigung für Röhren und Zwischenbildträ-
ger nur bei Schäden durch

a) Brand, Blitzschlag, Explosion;

b) Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus;

c) Leitungswasser.

Nr. 4 bleibt unberührt. Begriffsbestimmungen sind Nr. 5 zu
entnehmen.

(4) Nicht versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen keine Entschädigung für Schäden

a) durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen
Repräsentanten;

b) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg,
Revolution, Rebellion, Aufstand;

c) durch innere Unruhen;

d) durch Terrorakte;
Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder
Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser,
ethnischer oder ideologischer Ziele, die geeignet sind,
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der
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Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regie-
rung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

e) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive
Substanzen;

f) durch Erdbeben;

g) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung be-
reits vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer
oder seinen Repräsentanten bekannt sein mussten;

h) durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte
vorzeitige Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an
weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung
geleistet. Nr. 2 bleibt unberührt;

i) durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit
dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten
bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch Ent-
schädigung, wenn der Schaden nicht durch die Repara-
turbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn die Sache
zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versicherers
wenigstens behelfsmäßig repariert war.

(5) Gefahrendefinitionen
Im Sinne dieser Bedingungen gilt:

a) Raub
Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer
Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen Wi-
derstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen aus-
zuschalten.
Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen
gleich, die vorübergehend die Obhut über die versicherten
Sachen ausüben.

b) Einbruchdiebstahl
Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrages liegt vor,
wenn jemand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er in
einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mit-
tels

aa) richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl
oder durch Raub an sich gebracht hatte;

bb) falscher Schlüssel oder

cc) anderer Werkzeuge eindringt.

c) Brand, Blitzschlag, Explosion

aa) Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsge-
mäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

bb) Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes
auf Sachen.

cc) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende
Kraftäußerung.

d) Leitungswasser
Leitungswasser ist Wasser, das aus den Zu- und Ablei-
tungsrohren, den sonstigen Einrichtungen der Wasserver-
sorgung oder den Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungs-
anlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist. Öle, Kühl-
und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solar-
heizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungs-
wasser gleich.

§ 3 Versicherungsort

(1) Versicherungsschutz besteht innerhalb des Versiche-
rungsortes. Versicherungsort sind die im Versicherungs-
vertrag bezeichneten Betriebsgrundstücke.

(2) Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz, während
die versicherten Sachen innerhalb

oder - wegen Reparatur, Wartung oder Umzug -
auch außerhalb des Versicherungsortes transportiert oder
bewegt werden

(3) Für beweglich eingesetzte Sachen besteht weltweit
Versicherungsschutz gemäß § 6 Nr. 7.

§ 4 Wert- und Beitragsanpassung; Stichtagsmeldung

(1) Die Haftung des Versicherers passt sich der allge-
meinen Entwicklung der zugrunde liegenden Miet-, War-
tungs- oder Servicepreise an; entsprechend verändert
sich der Versicherungsbeitrag.

(2) Der Versicherungsbeitrag erhöht oder vermindert sich
jeweils mit dem Zeitpunkt der Preisänderung gemäß Nr. 1
entsprechend dem Prozentsatz, um den sich die Miet-,
Wartungs- oder Servicepreise verändern.

(3) Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
über die Erhöhung der Haftung des Versicherers und der
damit verbundenen Anpassung des Beitrages gemäß Nr.
2 kann der Versicherungsnehmer durch schriftliche Erklä-
rung der Erhöhung mit Wirkung für den Zeitpunkt wider-
sprechen, in dem die Anpassung wirksam werden sollte
(§ 6 Nr. 8).

§ 5 Versicherte und nicht versicherte Kosten

(1) Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des
Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles
den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des
Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Wei-
sung des Versicherers macht.

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen beträgt höchstens das
100-fache des monatlichen Versicherungsbeitrages; dies
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des
Versicherers entstanden sind.

c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen
Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

d) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erfor-
derlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsneh-
mers vorzuschießen.

(2) Kosten für die Wiederherstellung von Daten

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von
Daten des Betriebssystems, welche für die Grundfunktion
der versicherten Sache notwendig sind, sofern der Verlust,
die Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten
infolge eines dem Grunde nach versicherten Schadens an
dem Datenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten ge-
speichert waren.
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b) Versichert sind auch die Kosten für die Wiederherstel-
lung von Daten, soweit sie für den Betrieb der versicherten
Sache notwendig sind und sie für den Anwender fest pro-
grammiert oder vom beziehungsweise für den Anwender
individuell programmiert waren.

c) Andere Daten sind nur nach besonderer Vereinbarung
versichert.

(3) Zusätzliche versicherte Kosten
Über die Wiederherstellungskosten hinaus sind die nach-
folgend genannten Kosten bis zur Höhe der jeweils hierfür
vereinbarten Entschädigungsgrenzen (§ 6 Nr. 5) versi-
chert.

a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungsko-
sten

aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge
eines dem Grunde nach versicherten Schadens auf-
wenden muss, um versicherte und nicht versicherte Sa-
chen, deren Teile oder Reste, die sich innerhalb des Ver-
sicherungsortes befinden

- aufzuräumen und nötigenfalls zu dekontaminieren;
- zu vernichten oder in die nächstgelegene geeignete

Abfallbeseitigungsanlage zu transportieren und dort
zu beseitigen.

bb) Nicht versichert sind jedoch Kosten für die Dekonta-
mination und Entsorgung von Erdreich oder Gewässern,
Kosten für die Beseitigung von Beeinträchtigungen des
Grundwassers oder der Natur sowie von Emissionen in der
Luft.
Nicht versichert sind ferner Aufwendungen des Versiche-
rungsnehmers aufgrund der Einliefererhaftung.

cc) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsver-
trag Ersatz beanspruchen kann.

b) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich

aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge
einer Kontamination durch einen dem Grunde nach versi-
cherten Schaden aufgrund behördlicher Anordnungen
aufwenden muss, um

- Erdreich des Versicherungsortes zu untersuchen und
nötigenfalls zu dekontaminieren oder auszutauschen;

- den Aushub zu vernichten oder in die nächstgelegene
geeignete Deponie zu transportieren und dort abzu-
lagern;

- insoweit den Zustand des Versicherungsortes vor
Eintritt des Schadens wiederherzustellen.

bb) Die Aufwendungen gemäß aa) sind nur versichert, so-
fern die behördlichen Anordnungen

- aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen
sind, die vor Eintritt des Schadens erlassen wurden;

- eine Kontamination betreffen, die nachweislich infol-
ge dieses Schadens entstanden sind;

- innerhalb von von neun Monaten seit Eintritt des
Schadens ergangen sind und dem Versicherer ohne
Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei
Monaten seit Kenntniserhalt gemeldet wurden.

cc) Wird durch den Schaden eine bereits bestehende
Kontamination des Erdreiches erhöht, so sind nur die Auf-
wendungen versichert, die den für eine Beseitigung der
bestehenden Kontamination erforderlichen Betrag über-
steigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann
dieser Betrag ohne den Schaden aufgewendet worden
wäre.

Die hiernach zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls
durch Sachverständige festgestellt.

dd) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher An-
ordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des
Versicherungsnehmers einschließlich der Einliefererhaf-
tung sind nicht versichert.

ee) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsver-
trag Ersatz beanspruchen kann.

c) Bewegungs- und Schutzkosten
Dies sind Kosten die der Versicherungsnehmer infolge ei-
nes dem Grunde nach versicherten Schadens aufwenden
muss, wenn zum Zwecke der Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung der versicherten Sache andere Sa-
chen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen,
insbesondere Aufwendungen für De- und Remontage, für
Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen
oder für das Erweitern von Öffnungen.

d) Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten, Be-
reitstellung eines Provisoriums
Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge
eines dem Grunde nach versicherten Schadens auf-
wenden muss.

e) Notwendige Kosten für eine - durch versicherte Anlagen
der Sicherheitstechnik ausgelöste - Fehlalarmierung der
Feuerwehr oder/und der Polizei;

f) Notwendige Kosten für die Bewachung eines zu schüt-
zenden Objektes durch Wachpersonal, sofern die dafür
vorgesehene, versicherte Anlage der Sicherheitstechnik
ausgefallen ist.

(4) Zusätzliche Kosten
Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstellungsko-
sten hinaus die nachfolgend genannten Kosten bis zur
Höhe der jeweils hierfür vereinbarten Entschädigungs-
grenzen (§ 6 Nr. 5) versichert.

a) zugehörige Außenleitungen und Erdkabel;

b) notwendige Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und
Stemmarbeiten infolge eines Versicherungsfalles.

§ 6 Umfang der Entschädigung

(1) Der Versicherer leistet Entschädigung für Sachschäden
grundsätzlich durch Naturalersatz (Nr. 2).

(2) Naturalersatz bedeutet

a) bei beschädigten Sachen deren Wiederherstellung im
Auftrag des Versicherers;

b) bei zerstörten oder abhanden gekommenen (§ 2 Nr. 1)
Sachen die Wiederbeschaffung neuer Sachen gleicher Art
und Güte durch den Versicherer.
Ausgewechselte Teile oder Sachen (Altmaterial) gehen in
das Eigentum des Versicherers über.

(3) Im Umfang der Ersatzleistung enthalten sind auch not-
wendige

a) Auswechslungen von Teilen gemäß § 1 Nr. 2, wenn diese
zur Wiederherstellung der Sache beschädigt oder zerstört
und deshalb erneuert werden müssen;

b) Eil- und Expressfracht;
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c) Versendungen mit Luftfracht;

d) Überstunden, sowie Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeiten.

(4) Für versicherte Daten (§ 5 Nr. 2 a) und b)) leistet der
Versicherer Entschädigung in Höhe der notwendigen Ko-
sten für deren Wiederbeschaffung; im Falle des § 5
Nr. 2 b) gilt eine Höchstentschädigung von 2.500 EUR;
Nrn. 1 bis 3 und 7 bleiben unberührt.

(5) Für die Kosten gemäß § 5 Nr. 3 a) bis d) und - soweit
versichert und nicht anders vereinbart - § 5 Nr. 4 a)
und b) gilt eine Höchstentschädigung je Versicherungsfall
von jeweils dem 100-fachen des monatlichen Versiche-
rungsbeitrages.

(6) Für die Kosten einer Fehlalarmierung (§ 5 Nr. 3 e)) und
die Kosten für Wachpersonal (§ 5 Nr. 3 f)) gilt eine Höchst-
entschädigung von jeweils 2.500 EUR.

(7) Für außerhalb des Versicherungsortes beweglich ein-
gesetzte Sachen (§ 3 Nr. 3) gilt eine Höchstentschädigung
je Versicherungsfall von 5.000 EUR.

(8) Sofern der Versicherungsnehmer einer Anpassung ge-
mäß § 4 Nr. 3 widersprochen hat, die vor dem Eintritt eines
Versicherungsfalles hätte wirksam werden sollen, wird nur
der Teil des Schadens ersetzt, der sich zu dem Schaden-
betrag verhält wie der zuletzt berechnete - monatliche
oder jährliche - Versicherungsbeitrag zu dem - zeitlich
entsprechenden - Versicherungsbeitrag, den der Versi-
cherungsnehmer ohne Widerspruch gegen jede seit Ver-
tragsbeginn erfolgte Anpassung zu zahlen gehabt hätte.

(9) Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit

Haben der Versicherungsnehmer oder seine Repräsen-
tanten den Schaden grob fahrlässig herbeigeführt, wird die
Entschädigung in einem der Schwere des Verschuldens
entsprechenden Verhältnis gekürzt.

(10) Der Versicherer leistet im Zusammenhang mit versi-
cherten Schäden keine Entschädigung für

a) Aufwand und Arbeiten, die auch dann entstanden wä-
ren, wenn der Schaden nicht eingetreten wäre (z.B. für
Wartung);

b) zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass an-
lässlich eines Versicherungsfalles Änderungen oder Ver-
besserungen vorgenommen werden;

c) Vermögensschäden, insbesondere nicht für Vertrags-
strafen, Schadenersatzleistungen an Dritte und Nutzungs-
ausfall versicherter Sachen.

§ 7 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
seines Vertreters bis zum Vertagsschluss

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in
Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss er-
heblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung,
aber vor Vertragsannahme der Versicherer Fragen in
Textform im Sinne des Satzes 1 stellt.
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Abs. 1, so kann der Versicherer nach Maßgabe der
§§ 19 - 21 VVG vom Vertrag zurücktreten, kündigen oder
eine Vertragsänderung vornehmen. Der Versicherer kann
nach § 21 Abs. 2 VVG auch leistungsfrei sein.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind gemäß § 20 VVG sowohl die
Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis
und Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksich-
tigen.
Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG
wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unbe-
rührt.

§ 8 Beginn des Versicherungsschutzes; Fälligkeit; Folgen
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder
Einmalbeitrages

(1) Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lung in Nr. 3 zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt. Dies gilt auch, wenn zur Beitragszahlung erst
später aufgefordert, der Beitrag aber unverzüglich gezahlt
wird.

(2) Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages
Der erste oder einmalige Beitrag ist - unabhängig von dem
Bestehen eines Widerrufrechts - unverzüglich nach dem
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt
ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder von getroffenen Vereinbarungen
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die
erste Rate als erster Beitrag.

(3) Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des
Erst- oder Einmalbeitrages
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, ist der
Versicherer nach Maßgabe des § 37 VVG berechtigt, vom
Vertrag zurückzutreten oder auch leistungsfrei.

§ 9 Dauer und Ende des Vertrages

(1) Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kün-
digung zugegangen ist.

(3) Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
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Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjah-
res zugehen.

(4) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum
vorgesehenen Zeitpunkt.

(5) Wegfall des versicherten Interesses

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis
erlangt.

§ 10 Folgebeitrag

Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der
jeweiligen Versicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als
rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeit-
raums bewirkt ist. Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung
ergeben sich aus § 38 VVG.
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Fol-
gebeitrages in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Er-
satz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen.

§ 11 Ratenzahlung

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als ge-
stundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperi-
ode werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer
mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder
wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 12 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versi-
cherungsperiode oder wird es nach Beginn rückwirkend
aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täu-
schung nichtig, so gebührt dem Versicherer der Beitrag
oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80
VVG.

§ 13 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

(1) Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles alle vertraglich vereinbarten Obliegenhei-
ten einzuhalten.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten
Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des
§ 28 VVG zur Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des
Versicherers wird mit Zugang wirksam.

(2) Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung
des Schadens zu sorgen;

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von
ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - ggf. auch münd-
lich oder telefonisch - anzuzeigen;

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung - ggf. auch mündlich oder telefonisch -
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten;

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen;
erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-
cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu han-
deln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Ei-
gentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver-
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzu-
reichen;

gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede
Auskunft - auf Verlangen in Schriftform - zu erteilen, die
zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Um-
fanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich
ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des
Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht
zu gestatten;

hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen,
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden
kann.

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenhei-
ten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen - soweit ihm dies
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen mög-
lich ist.

(3) Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach
Nr. 1 oder 2, so ist der Versicherer nach Maßgabe der §§
28 und 82 VVG leistungsfrei.
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung
ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver-
sicherers ursächlich ist.

§ 14 Gefahrerhöhung

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vor-
nahme durch einen Dritten gestatten.
Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die
ihm bekannt wird, dem Versicherer unverzüglich anzuzei-
gen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen
eintritt. Im übrigen gelten die §§ 23 bis 27 VVG. Danach
kann der Versicherer zur Kündigung berechtigt sein, eine
Vertragsänderung vornehmen oder auch leistungsfrei
sein.
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§ 15 Übergang von Ersatzansprüchen

(1) Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versi-
cherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der
Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden
vorsätzlich verursacht.

(2) Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren und nach Übergang des Ersatzan-
spruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, ist
der Versicherer nach Maßgabe des § 86 Abs. 2 VVG leis-
tungsfrei.

§ 16 Kündigung nach dem Versicherungsfall

(1) Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die
Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie muss der an-
deren Vertragspartei spätestens einen Monat nach Aus-
zahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen
sein.

(2) Kündigung durch Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode,
wirksam wird.

(3) Kündigung durch den Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 17 Zuständiges Gericht

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die
inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO
sowie § 215 VVG.

§ 18 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Anhang
Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) und
der Zivilprozessordnung (ZPO)

§ 13 VVG Änderung von Anschrift und Name
(1) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine
dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugebende Wil-
lenserklärung die Absendung eines eingeschriebenen
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift
des Versicherungsnehmers. Die Erklärung gilt drei Tage
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Die
Sätze 1 und 2 sind im Fall einer Namensänderung des
Versicherungsnehmers entsprechend anzuwenden.
(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in sei-
nem Gewerbebetrieb genommen, ist bei einer Verlegung
der gewerblichen Niederlassung Absatz 1 Satz 1 und 2
entsprechend anzuwenden.

§ 19 VVG Anzeigepflicht
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner
Vertragserklärung die ihm bekannten Gefahrumstände,
die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit
dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat, dem
Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor
Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet.
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurück-
treten.
(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.
In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, den Vertrag
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht und sein Kündi-
gungsrecht nach Absatz 3 Satz 2 sind ausgeschlossen,
wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf
Verlangen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom
Versicherungsnehmer nicht zu vertretenden Pflichtverlet-
zung ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil.
(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen
2 bis 4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. Die Rechte
sind ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht an-
gezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der An-
zeige kannte.
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine
Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder
schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer
Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versicherungs-
nehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen.

§ 20 VVG Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19
Abs. 1 bis 4 und des § 21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz
2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als
auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsneh-
mers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann
sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn we-
der dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vor-
satz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

§ 21 VVG Ausübung der Rechte des Versicherers
(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu
dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Aus-
übung seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er
seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Um-
stände zur Begründung seiner Erklärung angeben, wenn
für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.
(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt
des Versicherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Lei-
stung verpflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzei-
gepflicht bezieht sich auf einen Umstand, der weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 er-
löschen nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ab-
lauf dieser Frist eingetreten sind. Hat der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre.

§ 22 VVG Arglistige Täuschung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

§ 23 VVG Gefahrerhöhung
(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner
Vertragserklärung ohne Einwilligung des Versicherers
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme
durch einen Dritten gestatten.
(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass
er ohne Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhö-
hung vorgenommen oder gestattet hat, hat er die Gefahr-
erhöhung dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versi-
cherungsnehmers eine Gefahrerhöhung unabhängig von
seinem Willen ein, hat er die Gefahrerhöhung, nachdem
er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen.

§ 24 VVG Kündigung wegen Gefahrerhöhung
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung
nach § 23 Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne
Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, der Versi-
cherungsnehmer hat die Verpflichtung weder vorsätzlich
noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die Verletzung auf
einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2
und 3 kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat kündigen.
(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der Erhöhung der Gefahr
ausgeübt wird oder wenn der Zustand wiederhergestellt
ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

§ 25 VVG Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung
(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen für diese höhere Gefahr entsprechende Prä-
mie verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr
ausschließen. Für das Erlöschen dieses Rechtes gilt § 24
Abs. 3 entsprechend.
(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die
Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung
einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versiche-
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rungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzu-
weisen.

§ 26 VVG Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung
ein, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach
§ 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob
fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2
und 3 ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugegangen sein müssen, es sei denn, dem Ver-
sicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt be-
kannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung
der Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz
beruht; im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Ab-
satz 1 Satz 2.
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der
Versicherer zur Leistung verpflichtet,
1.soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leis-
tungspflicht war, oder
2.wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und
eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 27 VVG Unerhebliche Gefahrerhöhung
Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine
unerhebliche Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn
nach den Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass
die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 28 VVG Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die
vom Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen ist,
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats,
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne
Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verlet-
zung beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrläs-
sigkeit.
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Ver-
letzung einer vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden
vertraglichen Obliegenheit nicht zur Leistung verpflichtet
ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer die
Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer grob
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Ver-
sicherungsnehmer.
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Satz 1 gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit
arglistig verletzt hat.
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des
Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach
Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts-
oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass
der Versicherer den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat.
(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei
Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt
berechtigt ist, ist unwirksam.

§ 37 VVG Zahlungsverzug bei Erstprämie
(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht recht-
zeitig gezahlt, ist der Versicherer, solange die Zahlung
nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, es
sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung
nicht zu vertreten.
(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des
Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht
zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungs-
nehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Der Ver-
sicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie auf-
merksam gemacht hat.

§ 38 VVG Zahlungsverzug bei Folgeprämie
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen
Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die
mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die
Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit
dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten
Verträgen sind die Beträge jeweils getrennt anzugeben.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist
der Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der
Prämie oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, sofern der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Be-
träge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der Bestim-
mung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie
mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist;
hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung
ausdrücklich hinzuweisen. Die Kündigung wird unwirksam,
wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats
nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestim-
mung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach
Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 39 VVG Vorzeitige Vertragsbeendigung
(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Ver-
sicherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil
der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Ver-
sicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versiche-
rungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2
oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger
Täuschung beendet, steht dem Versicherer die Prämie bis
zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungser-
klärung zu. Tritt der Versicherer nach § 37 Abs. 1 zurück,
kann er eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der
Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendi-
gung des Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil
der Prämie unter Abzug der für diese Zeit aufgewendeten
Kosten zurückfordern.

§ 47 VVG Kenntnis und Verhalten des Versicherten
(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis
und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.
(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksich-
tigen, wenn der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zu-
mutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, dass
der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen
worden ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Ver-
sicherten geschlossen und bei Vertragsschluss dem Ver-
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sicherer nicht angezeigt hat, dass er den Vertrag ohne
Auftrag des Versicherten schließt.

§ 74 VVG Überversicherung
(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des
versicherten Interesses (Versicherungswert) erheblich,
kann jede Vertragspartei verlangen, dass die Versiche-
rungssumme zur Beseitigung der Überversicherung unter
verhältnismäßiger Minderung der Prämie mit sofortiger
Wirkung herabgesetzt wird.
(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der
Absicht, sich aus der Überversicherung einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag
nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 79 VVG Beseitigung der Mehrfachversicherung
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis
von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlos-
sen, kann er verlangen, dass der später geschlossene
Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter
verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbe-
trag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versiche-
rung nicht gedeckt ist.
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachver-
sicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss
der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungs-
wert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Ver-
sicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen
der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der
Versicherungssummen und der Prämien verlangen.

§ 80 VVG Fehlendes versichertes Interesse
(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei
Beginn der Versicherung nicht besteht; dies gilt auch,
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein
künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer
kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlan-
gen.
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie zu,
die er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem
der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.
(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der
Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit be-
gründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 82 VVG Abwendung und Minderung des Schadens
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versi-
cherungsfalles nach Möglichkeit für die Abwendung und
Minderung des Schadens zu sorgen.
(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Ver-
sicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie
Weisungen einzuholen, wenn die Umstände dies gestat-
ten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag be-
teiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der
Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu
handeln.
(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen
1 und 2 ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätz-
lich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für

das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der
Versicherungsnehmer.
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leis-
tung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit
weder für die Feststellung des Versicherungsfalles noch
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht
ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 86 VVG Übergang von Ersatzansprüchen
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden er-
setzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versi-
cherungsnehmers geltend gemacht werden.
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht
unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch
den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich,
ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet,
als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten er-
langen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Lei-
stung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen;
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungs-
nehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des
Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der
Übergang nach Absatz 1 nicht geltend gemacht werden,
es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich
verursacht.

§ 95 VVG Veräußerung der versicherten Sache
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer
veräußert, tritt an dessen Stelle der Erwerber in die wäh-
rend der Dauer seines Eigentums aus dem Versiche-
rungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des
Versicherungsnehmers ein.
(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie,
die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.
(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt hat.

§ 96 VVG Kündigung nach Veräußerung
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer
versicherten Sache das Versicherungsverhältnis unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräu-
ßerung ausgeübt wird.
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsver-
hältnis mit sofortiger Wirkung oder für den Schluss der
laufenden Versicherungsperiode zu kündigen. Das Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats
nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers
vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats
ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.
(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses
nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerer zur Zah-
lung der Prämie verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers
für die Prämie besteht nicht.

§ 97 VVG Anzeige der Veräußerung
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer
oder Erwerber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige
unterblieben, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Mo-
nat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem
Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer
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den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem
Erwerber nicht geschlossen hätte.
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur
Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem
Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zu-
gehen müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Ver-
sicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

§ 98 VVG Schutz des Erwerbers
Der Versicherer kann sich auf eine Bestimmung des Ver-
sicherungsvertrags, durch die von den §§ 95 bis 97 zum
Nachteil des Erwerbers abgewichen wird, nicht berufen.
Jedoch kann für die Kündigung des Erwerbers nach § 96
Abs. 2 und die Anzeige der Veräußerung die Schriftform
oder die Textform bestimmt werden.

§ 99 VVG Zwangsversteigerung, Erwerb des Nutzungs-
rechts
Geht das Eigentum an der versicherten Sache im Wege der
Zwangsversteigerung über oder erwirbt ein Dritter auf
Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines
ähnlichen Verhältnisses die Berechtigung, versicherte
Bodenerzeugnisse zu beziehen, sind die §§ 95 bis 98 ent-
sprechend anzuwenden.

§ 215 VVG Gerichtsstand
(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der
Versicherungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für
Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses Ge-
richt ausschließlich zuständig.
(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen
der anderen Partei nicht anzuwenden.
(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zu-
lässig für den Fall, dass der Versicherungsnehmer nach
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt
oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.

§ 13 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes
Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den
Wohnsitz bestimmt.

§ 17 ZPO Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der
Korporationen sowie derjenigen Gesellschaften, Genos-
senschaften oder anderen Vereine und derjenigen Stif-
tungen, Anstalten und Vermögensmassen, die als solche
verklagt werden können, wird durch ihren Sitz bestimmt.
Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo
die Verwaltung geführt wird.
(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand
bei dem Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Be-
hörden, wenn sie als solche verklagt werden können, bei
dem Gericht ihres Amtssitzes.
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen
bestimmten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in an-
derer Weise besonders geregelter Gerichtsstand zulässig.

§ 21 ZPO Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung
Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung
oder eines anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der
aus unmittelbar Geschäfte geschlossen werden, so kön-
nen gegen ihn alle Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb
der Niederlassung Bezug haben, bei dem Gericht des Or-
tes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befindet.

§ 29 ZPO Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsortes
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und
über dessen Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig,
an dem die streitige Verpflichtung zu erfüllen ist.
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet
die Zuständigkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kauf-
leute, die nicht zu den in § 4 des Handelsgesetzbuches
bezeichneten Gewerbebetreibenden gehören, juristische
Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtli-
che Sondervermögen sind.
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